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Mit dieser Nummer beginnt die

»Verfassung«
das vierte Quartal 1865. Die Reduktion

zhofft von ihren bisherigen Lesern das Zeugni
das Ziel, welches sie sichvom Beginn des Blattes an gesteckt hatte,

Treu demselben, wird unser Blatt auch fernerhin in volksthümli-
bestrebt gewesen ist-
im Auge zu behalten.

u erhalten, daß sie nach besten Kräften

cher und leicht faßlicher Weise alle unser gesalmmtesStaatlslebenberührendenFragen im Sinne
der entschieden liberalen Partei besprechen. »Eswird von Berlin aus regelmaßig jeden Donnerstag
Abend ur Post gegeben, sodaß es auch in den entferntesten Gegenden unseres Vaterlandes am

Sonna end Abend in den Händen unserer Abonnenten sein kann. Sollte trotz unseres Bemühens,
in keiner Weise egen eine gesetzliche Bestimmung zu

slattes eine Unregelmäßigkeit in dernahme·unseres
ehlen, doch einmal durch eine Beschlag-
ersendung eintreten, so werden, davon

sind wir überzeugt, unsere Leser diese Unregelmäßigkeit uns nicht zur Last legen, sondern uns

ihr Wohlwollen nach wie vor erhalten.

Die Herrschaft des Königs von Preußen
über Lauenburg.

Der Kaiser von Oesterreichhat sein Recht alsMit-

besitzerdes HerzogthumsLauenburg an den König von

Preußen für 272 Million däiiischeThaler verkauft. Der

König hat das Kaufgeld aus der Privatkasse des König-
lichenHauses bezahlenlassen, und nicht, wie es zuerst
im GasteinerVertrage verabredet war, aus den Mitteln

der preußischenRegierung Das Geld ist also nichtaus

der preußischenStaatskasse, d. h. aus den Mitteln des

preußischenVolkes entnommen worden· Demnachmuß-
ten wir noch in unserer letzten ,,Wochenschau«sagen,
daß wir nichts Sicheres über das Verhältnißwüßten,
in welchesLauenburg zu Preußen treten sollte. Wir

wissenauch heute noch nicht, ,,ob Personal-Union,ob

Einverleibung«.Es ist uns nicht bekannt, ob Lauen-

burg nur durchdie Persondes Herrschersmit Preußen
umri- d« h. verbunden ist und verbunden bleiben soll,
oder Ob es nicht dochnoch bestimmt ist, einen wirklichen
Theildes pkeUßichenStaates ganz eben so auszumczzhemwie etwa Neu- orpommern oder die Grafschaft ark
in WestphaletlOder die hohenzollernschenFürstenihümer.
Trotzalle dem, was wir bis jetzt gesehenund ge ört

haben,können wir uns noch immer nicht entschließen
TM dte Absichtder dauerndenEinführungeiner so un-

haltbarenund zweckwidrigenEinrichtungzu glauben,
Wie die Personalunion es sein würde-.

In dem Falle nämlich,daß man wirklichdie bloße
Personalunionbeibehalten wollte, dürfte niemals ein an-

deresVerhaltnißzwischenPreußen und Lauenburgstatt-
finden,als daß der jedesmalige König von Preußen zu-
gleichauch Herzog»von Lauenburgwürde. Es wäre ge-
nau dasselbeVerhaltniß,wie es bis zum Jahre 18«57
zwischenPreußenund dem SchweizerischenFürstenthume
oder-ei entlichKanton Neuenburg bestand· Unser
Konig atte dann als König von Preußen nur in

Uebereinstimmungmit der preußischen Verfassung
und den preußischen Gesetzen zu regieren; aber als

Herzogwon Lauenburg wäre er wieder an die Lau-
enburgische Verfassungund an die Lauenburgischeii
GesetzegebundenSeine preußisclen Beamten und Rich-
ter hattenin Lauenburggenau ebenso wenig zu sagen
wie seinelauenburgischenBeamten und Richter in Preu-
ßen. Auchdurfte von den Einkünftendes preußischen

Staatesund von den Abgaben des preußifchenVolkes

nicht ein einzigerThaler für Lauenbuth UUd VOU den

LaueuburgischenEinkünftenund Abgaben kein einziger
Thaler fürPreußenverwendet werden.Endlichhätteder

König nicht das Recht, an einem Krieie, den er für
Preußenund also als Preußischer Königführensollte,
seine lauenburgischettTTUPPSUTheil NehmenzU lassen;
und eben so wenigkönnteer die preußischeArmee in
einen Krieg schicken,in dem er nur als Lauenburi

gisskkekHer og»vetwickelt
wäre.

, »

s verstehtich ganz von selbst,daß eme solchePet-
spmchmiongeradezu ein Ding der Unmöglichkeitist.



Ein Köni müßteein ganz anderes Wesen sein als an-

dere Menschen,wenn er als König von Preußen sich
gar nicht um Lauenburg,und als Herzogvon Lanenburg
sich gar nicht um Preußenbekümmern sollte. Auchwür-
den wir keine allzu hohe Meinung von den Fähigkeiten
eines preußischenMinisters haben, der jemals seinem
Königerathen könnte,·das deutsche Lauenburg als ein
Land zu betrachten, das mit dem preußischenStaate

ganz und gar nichts zu»thunhätte. Jm Gegentheil,
wir würden schon um unserer selbst,wir- würden schon
Um Preußeus Und des deutschenVaterlandes willen ver-

langen, daß jeder Angrisf auf Lauenburg eben so rasch
und mit derselbenKraftabgewehrtwerde, wie ein An-

griff EIUfdIE,Pva1UzPreußenoder auf Schlesien oder

auf die Rheinprovinz Aber eben darum verlangenwir
auch, daß,wenn einmal Lauenburg sich unter die Re-

gierung unseres Königs stellen will, die Lauenburger
auch alle Pflichtenübernehmenund aller Rechte sich er-

freuen, wie sie den PreußischenStaatsbürgeriizukommen.
Wir verlangen, daß die Lauenburger weder von uns be-

vorzugt, noch egen uns benachtheiligtwerden. Wir

verlangen, daß auenburg, wenn es von demselbenFür-
sten regiert werden soll, wie Preußen,auch nach dersel-
ben Verfassung und denselbenGesetzen regiert werde,
wie wir. Wir verlangen,daßLauenburg dann nicht in
eine bloßePersonalunion mit Preußen treten, son-
dern daß es Preußen auch wirklicheinverleibt, daß
es ein Theil von Preußenwerde.

Aber die
»Provinzial-Korrespondengsj

behauptet, daß
die Regierung nicht die Absicht habe, iesem Verlangen
irgend wie und irgend wann zu willfahren. Sie sagt
dem Sinne nach: »derKönighat sicham 26. Septem-
ber in Lauenburghuldigenlassen,und damit hat er das
Land für das preußischeKönigshaus, nicht aber für
den peußischenStaat vollständigund für immer in

Besitz genommen«.Wir sind freilich der Meinung, daß
der König trotz der Erbhuldigung vom- 26. September
diesen Besitz noch immer dem preußischenStaate zu-
rückgebenkann. Die »Prov.-Korr.«hat aber eine an-

dere Ansicht Darin hat sie jedoch Recht, wenn sie
weiter sagt: »Eine Einverleibung in den preußischen
Staat, also eine Besitzergreifungfür denselben,konnte
der König schon darum nicht beabsichtigen,weil dazu
nach Art. 2 der Verfassung die Volksvertretung schon
vorher ihre Zustimmung hätte geben«müssen; denn

durch eine solcheEinverleibung wären ja die Grenzen
des preußischenStaates verändert worden, und nach
Art. 2 können die Grenzen des preußischenStaatsge-
bietes nur durch ein Gesetz, d. h. nach Art. 63 nur

durch Uebereinstimmung des Königs und beider Häu-
ser des Landtages verändert werden«-.
dings konnte der König eine solche Einverleibung
noch nicht vornehmen; aber er kann ja sehr wohl die

Absicht haben, zwar jetzt, wo er den Landtag nicht-
hijt berufen wollen, Lauenburg vorläufig nur für das

KöniglicheHaus in Besitz zu nehmen, später aber der.

Volksvertretungdie Entscheidungzu überlassen,ob· Lauen-

burg in der Personal-Unionverbleiben oder. dem-Preu-·

Jetzt aller--

ßischenStaate wirklich einverleibt werden soll. Wir-
mussendas um so mehr annehmen, als die wirklichUnd

ernstl»ich»gemeinte Personal-Union nicht blos an sichein
unmöglicherZustand »ist,sondern weil sie au nichteher
zu Recht·bestehenwurde, als bis die Vol svertretung
ihre Zustimmungzu der Errichtung und der Fortdauer
derselben ertheilt hätte. Diese Zustimmungist erforder-
lich erstens aus allgemeinen Rechtsgründen,und zwei--
tens auf Grund einer besonderen und sehr klar ab-
gefaßtenBestimmungder PreußischenVerfassung-

Aus allgemeinenRechtsgründenist sie schondann
erforderlich,wenn wir uns auch nur auf den Rechts-
ftandpunktder Regierun selbst stellen. Die Regierung
selbst leitete das Recht, as sie vor dem Gasteiner Ver-
trag aquauenbur· besaß,aus dem Wiener Frieden vom

30. Oktober 1844 ger.Dieser Friede war erkämpft
worden mit den Mitteln des Preußischen
Staates und dem Blute des Preußischen Vol-
kes. Durch diesen Frieden waren der König von Preu-
ßen und der Kaiser von Oesterreich für Besitzer auch
von Lauenburg erklärt worden. Beide waren es nicht
geworden,weil sie die Familienhäupter des Hohen-
zollernschenund des HabsburgischenHauses waren,
sondern weil der eine von ihnen das Oberhaupt des

Preußischen,der andere das Oberhaupt des Oesterrei-
chischenStaates ist. Sie hatten offenbar den Besitz
erworben nicht für sich selbst, sondern für die
Staaten, die sie regierterr Die Oesterreichische

«

Regierung hat es sfuk gut gefunden, ihr Besitzrecht
zu verkaufen,und das Geld, das sie dafürbekommen,
ist in die Kassedes OesterreichischenStaates geflossen.
Der König von Preußenhat aus der Privatkasseseines
Hauses das Kaufgeld bezahlt. Damit hätte er vielleicht,
vom Standpunkte des Privatrechtes aus, das Oesterrei-

chixcheBesitzrechtallerdingsblos für das KöniglicheHaus
un nicht für den PreußischenStaat erworben. Aber,
wohl gemerkt,der PreußischeStaat blieb Mitbesitzernach
wie vor; denn es war das Besitzrechtdes Preußischen
Staates in keiner Weise auf das KöniglicheHaus
übergegangen Der König konnte daher nicht, wie die

»Prov.-Korr.«meint, die Absichthaben, sein Königliches
Haus in den unwiderruflichen Besitz des Ganzen
zu setzen, da seinem Hause doch nur die eine Hälfte,
die andere Hälfte aber dem PreußischenStaate ge-

hörte. Die Besitzergreifungkann also nur als eine vor-

läufigebetrachtetwerden. Wir können daher auch von

diesem Standpunkte aus nur annehmen, Paßdas König-
liche Haus aus seinemgegenwärtigenBefltzeheraustreten
wird, sobald die wieder einberufene Volksvertretungsich

weigernsollte, das Besitzrechtdes·Staates auf das Kö-

niglicheHaus zu übertragen, set es nun als Geschenk,
sei es für einen ähnlichenKaufpreis,wie der OestMEF
chischeStaat ihn erhalten hat. Doch wird es hoffent-
lich nie eine PreußischeVolksvertretunggeben«Welche
die LauenburgischeSache wie-ein bloßesPrivat eschäft
ansieht. Sie wird stets das Wohl und»d«leE re des

Staates im Auge haben.Wenn sie·wirklichdie Ab-

tretung des staatlichenBesitzrechtes an Lauenburg an



das Köni i e "aus für eine staatlicheNothwendi teilhat-
ten solltegsochwikdsieidasselbewenigstensnicht v erkaufen.

Zweitensaber enthalt der Artikel 55 der Preußischen
Verfassung die ganz»klare und de utliche Bestimmung:

»Ohne Einwilligung beider Kammern
kann der König nicht zugleich Herrscher
fremder Reiche sein«

Es ist in diesemArtikel kein Unterschiedgemachtzwischen
einem kleinen und einem roßen oder zwischeneinem
deutschenund einem außersieutschenReiche. Auch ist
bei der Berathung dieses Artikels im Oktgber1849

durch die PreußischeVolksvertretung ausdrucklichund
ohne irgend einen Widerspruchvon Seiten eines Mini-

sters oder Abgeordnetendarauf hingewiesenworden, daß
der Ausdruck ,,fremde Reiche« sich auch auf deutsche
Staaten beziehe Dessenun eachtet hat die ,,Prov.-
Korr.« die Dreistigkeit,zu behaupten,daßdieser Artikel

auf Lauenburg keine Anwendung sinde: denn, sagt
sie, erstens ist Lauenbnrgzu klein, um ein Reichzu sem-
und zweitens eht aus der Entstehungsgeschichtedes Ar-

tikels deutlichhervor,daßdeutsche Staaten nicht unter

die ,,fremdenReiche«gehörten. »
»

Diese Einwiirfe sind, wie in einem uns uber den-
selben Gegenstand zugehendenArtikel eines unsererMit-

arbeiter ausgeführt wird, zu albern, als daßman sichver-
suchtfühlenkönnte,darauf einzugehen,da der Begriff eines

»Reichs«nicht von der Größe,sondern von der Selbst-
ständigkeitabhängt. Hiermit ist der erste Grund
widerlegt Die deutschenBundesstaaten aber sind
nach der Bundesakte leider vollständigsouverän,d. h.
selbständig,zu Preußen haben sie kein anderes Verhält-

niß,als das verbündeter Staaten, sie sind also dem
preußischenReiche gegenüber nach jeder Rich-
tung hin ,,fremde Reiche.« ,

Aus diesen Gründen zweifeln wir nicht, daß die

Kammern von der Regierung aufgefordert werden
müssen, ihre Entscheidung über dieseFrage·ab»zugeben.
Wie dieseEntscheidungauchausfallenmöge»wir sindaber-

zeng, daß sie die Interessen des preußischenStaates

und die Interessen Deutschlands wahren wird.

Politische Wocheufchau.
Ostens-ein Man fängt jetztwieder an, sichmit der Frage

wegen Einberufung
der Kammern zu beschäftigenWie

man hört, sind aber is jetzt die zu machendenVorlagen noch
nicht von den Ministerien in Angriffgenommen worden,»und
sollen die Berathungen erst beginnen, wenn der Minister-
Peasident von seiner Reise zurückkehrt.Diese Ruckkehrdurfte
fchweklicbvor der zweitenHälfte diesesMonats erfolgen, und
da die Berathungen,welchevor allem die Feststellun des

Budgetsund »dieVorlagen, welche den Kammern in ezug
auf »IeSUVWakkigePolitik zu machen sind, betreffen,voraus-

sichtlichFer geraume Zeit in Anspruch nehmen werden«so
dürftedie Embekliflkngdes Landtages schwerlichvor dem letz-
ten versassUUgsMaßlgeIlTermin (Mitte Januar) erfolgen.
Was die Vorlage der Regierungin Betreff der Militar-
frage anbelangt- sp Pkkdsie sich,wie man sagt, nicht von

er früherenunterscheidet-;woraus sich ergiebt, daß die An-
nahme Yes VVU der Regierungvokgelegten Staatshaushalts-

gesetzesin demAbgeordnetenhauseauf die gleicheSchwierigkeit
tvßenWie III früherenJahren.

Die Reise des Grafen v« Bisniurck nach Paris hat die

Aufmerksamkeitvon Neuem aus das VerhältnißzwischenPreu-
ßen und Frankreichgelenkt. Das französischeKabinet hatte
in einer Depesche vom 29. August d. J. die Gasteiner Ueber-

einkunft einer scharfen Kritik unterzogen, aus welcherman die

UnzusriedenheitNapoleons mit diesem Ereigniß erkennen

konnte. Dennoch dürfte der Kaiser Napoleon sich geneigt
zeiget-, die GebietsvergrößerungPreußens, wie solche durch
die Erwerbung Lauenburgserfolgt ist, und wie matt sie durch
eine ähnlicheErwerbung SchleswigsHolsteinsin Paris zu er-

warten scheint,geschehenzu lassen, wenn ihm Preußen leine-

Unterstützung
bei ähnlichenPlänen des sranzösischenKaisers

usichert. ei der

FereiztenStimmung, in welchersich der

sranzösischeKaiser o enbar gegen Oesterreich besindet, ist die

Herstellung eines sehr freundlichenVerhältnisses zwischen-
Preußen nnd Frankreichkein so sehrunwahrscheinlichesEreigniß.

Auf den l. d. M. war eine Versammlung der Mit-
glieder deutscher Volksvertretungen nach Frankfurt
a. M. einberufen Es hatten fedoch die PreußischenAbgeord-
neten und eine großeAnzahlvon Mitgliedern anderer nord-

deutscher Kammern den Zeitpunkt als nicht geeignet zu einer

solchen Versammlung-erachtetund deshalb bestand diese Ver-

sammlung vorzugsweise aus Mitgliedern süddeutfcherStände-
kainmern Aus Preußen waren nur sieben Abgeordneteer-

schienen.Ueber den Verlan der Verhandlungenselbstschreibt
die ,,«Lib.Korr.«:»Die Beschlüsse,welcheder Abgeordneten-
tag in·Frankfurt»a.M. gefaßt hat, sind, so weit sie die

schleswigsholsteinischeFrage betreffen, nicht so extrem aus-

gefallen, wie es wohl von der einen Seite gewünscht,von der
anderen gefürchtetworden ist. Man hat festgehaltenan den Be-

schlüssender am 26.Märzd. J. in Berlin abgehaltenenVersamm-
lung, in welcherdie Grundzügedes künftigenVerhältnissesder

Herzolgthiimerzu Preußenausgesprochenwaren, so wie es die
liberae Partei nicht nur zwischen S leswi -Holstein und
Preußen, sondernzwischenallen übrigen eutsckgn Staaten und
Preußen »furnothwendig hält. Wir glauben ein Recht zu
haben, diesen Beschluß des Abgeordnetentages als das wich-
tigste Resultat der Berathung zu bezeichnen,denn es beweist,
daß, trotzaller-Zornausbrüchegegen Preußen und trotzdem,
daß die preußischenAbgeordneten mit einer sehr geringen
Ausnahme sich von der Versammlungferngehalten haben, die
versammelten Abgeordnetensich doch der Ueberzeugungnicht
verschließenkonnten, wie nothwendiges ist, an dem Prograinme
welches Preußen als den Träger der durch ein Parlament ge-
stüßtenZentralgewalt hinstellt, festzuhalten,wenn man über-
haupt nochdaran denken will, dein alten Ziele, der Herstel-
lung eines einigen Deutschlands,nachzustreben. Bei dieser
Ueberzeugungder Mehrheit der in Frankfurt versammelt ge-

wesenenAbgeordnetemwie sie sich in dem BeschlußWegen
Schleswig-Holsteinkund gab, mußtendenn auch die Hoffnun-
gen einiger zu »heißblütigerPolitiker auf Konstituirlmg der

Versammlungals Parlament der dritten Staatengruppe resp.
auf Einberufungeiner solchenschwinden,und obgleichdahin
zielendeAnträgezum Vorscheinkamen, so wurden dieselbenrecht-
zeitigzuriiikgezogen,und so nahm die Versammlung,welche
einen unheilbaren Riß in die deutsch-liberalePartei zu brin-

gendrohte, doch einen Verlauf, den man unter diesenUm-
tanden als befriedigendbezeichnendarf. Nach diesemResul-
t»atedarf man sich um so mehr Glückwünschen,daß die weit

uberwiegendeMehrzahl der preußischenAbgeordnetensichvon
deni Abgeordnetentagefern gehalten. Jetzt, na dem die Ver-
treter derjenigen Staaten, deren Regierungen ch so oft als

berufenhinstellen»eine dritte lebenskräftigeStaatengruppein
Deutschland zu bilden, fast allein versammelt waren, und in

freiwilliger Anerkennungder Unmöglichkeiteines solchenVor-



gehens klar »unddeutlich an dem alten Programm festgehal-
ten haben, kann man dies nicht mehr, wie in früherenVer-
sammlungen dein überwiegendenEinflusse der preußischenAb-
geordnetenzuschreiben,und so wird hoffentlichdieseVersamm-
lung dazu beitragen, die Anhängerder Pläne,welchestatt auf
Herstellungeiner Einheit Deutschlands die Dreitheilung des-

selben im Auge haben, wesentlichzu vermindern.

Oesterreich. Seit der Aufhebungder Februar-Verfassung
sind es zwei Fragen, welchetdieGeniütherbeschäftigen.Wer-
den die Ungarn von dein Einfluß,welchen sie auf die künf-
tige Gestaltung des Reiches in diesem Augenblick ausüben,
einen solchen Gebrauch machen,daß die Gesammtstaatsverfas-
sung jemals wiederzur Geltung kommen wird, und wird es
der Regierung gelingen,ietzt nach Aufhebung der Verfassung
die Anleihe aufzunehmen, welche ihr der Reichsrath nicht be-

willigen wollte? LetztereFrage beschäftigtaugenblicklichdie

Regierungskreiseam meisten, und obgleich das Gerücht ver-

breitet ist, daßeine Anleihe von 150—200 Millionen Gulden
dem Abschlufsenahe sei, so muß man doch ganz entschiedene
Zweifel in die Richtigkeit dieser Nachricht setzen,da die Agen-
ten der Regierung in Paris und London bemüht sind, fiir’s
Erste wenigstenseinen Vorschußvon 50 Millioiien Gulden auf
die spätereabzuschließendeAnleihe zu bekommen, uin nur den

allernothwendigsten BedürfnissenGenüge zu leisten. Auf
jeden Fall stößt die Anleihe auf sehr großeSchwierigkeiten,
wie sie durch die Finanzlage des Kaiserstaates und durch die

Beseitigung der Verfassung bedingt sind. Es will sich kein
Bankhaus finden, welches die Anleihe fest übernehmenwill,
alle wollen nur den Verkauf der Obligationen als Kommis-
sionäre,natürlich gegen eine anständigeProvision, besorgen-«
Das beweist,daß keiner der großenGeldmänner die Hoffnung
hat, das Publikum werde begierig·nach diesem neuen Papier
greifen, und wenn die österreichischeRegierung Ietztwirklich
die Anleihe unternimmt, und die Obligationen drucken läßt,
so kann es ihr passiren, daß der größteTheil derselbenin

ihren Händen bleibt, wenn sie dieselbennicht zu einein Preise
fortgiebt, der den Finanzen des Kaiser-staates den Todesstoß
versetzt. Ob unter solchenVerhältnissennicht die Anerbietun-

«en, welche neuerdings wiederholt in Bezug auf den Verkauf
s eiietiens gemacht worden sein sollen, endlich in Wien ein

geneigtes Ohr finden, wird die nächsteZeit lehren.
Italien. Die Entwicklungder Dinge aus der italienischen

Halbinsel ist einen großenSchritt vorwärts gekommen: die

französischeBesatzuiig macht jetztwirklich ernsthafte Anstalten,
Rom zu verlassen. Daß mit dein Moment, wo der letzte
fran ösischeSoldat das Gebiet des Kirchenstaatesverläßt,auch
die ösung der römischenFrage beginnen wird, das unterliegt
keinem Zweifel, und die Gewißheit,daß dieses Ereigniß in
einem Jahre eintritt, wird der Regierung Italiens manche
Schwierigkeit,die sie von der Opposition zu befürchtenhat,
besiegenhelfen·

England. Die Untersuchungenüber die fenischeVer-

schwöruiigin Jrland bringt immer mehr Thatsachenans Licht,
welchedie weite Verzweigiingderselbenerkennen lassen. Bei
der öffentlichenVerhandlung, welchein Dublin begonnenhat,
charakterisirte der Vertreter der Krone die Verschwörungals
eine sozialistische. »Die unteren Klassenwurden zu dem

Glauben verleitet, daß eine Wiedervertheilung·desBesitzes
stattfinden werde. Die Revolution sollte mit einer allgemei-
nen Niedermetzlungaller über den untern Klassen stehenden
Personen beginnen,einschließlichder wegen ihrerOpposition
gegken

die Brüderschaftbesonders verhaßtenkatholischenGeist-
licheit.«

Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin. — Berantwortltcher Redakteur und herausgebenDr. G. Lewinftein in Berlin-

Das Organ zur Verbreitung der fenischenLehre-

und zugleichder Kern, um den sich die Ver wörun
"

·

meln sollte,»istdas Blatt »TheeJrish Peoplessh(das gigicsxeVolk) gewesen; die Redakteure und Mitarbeiter des Blattes
konnten als das exekutive Zentruin der Organisation in Ir-
landangesehenwerden«Ein gewisserStephens, der als
die Seele-derVerschworuiigbezeichnetwird, hat zu ihnen in
enger Beziehunggestanden Der Eid, welchervon den hin-
zutretendenMitgliedern verlangt wurde, war, wie der An-
klagerdarstellt, ein der »irischenRepublik« geleisteter Treu-
schwur und ein Gelöbniß, den Befe len höhererOssiziere
unbedingt zu gehorchenund in jedem ugenblick zur Ergrei-
fu·ngder Waffen bereit zu sein. Wem es gelang, eine ge-
wisse AnzahlRekruten zur Eidesleistung zu bewegen, dem

wurdeein gewissermilitärischerRang verlie en; wer es über
Jene Zahl·hinausbrachte,latte Anspruch au höherenRang.
Durch die ·Buchstaben., B und C wurden die Rang-
stufenunterschieden. Eine ansehnlicheKorrespondenzzwischen
einzelnenHäuptern der Bewegung legte der Ankläger vor;
Briefe, welche den Empfang von Geldern aus Amerika
anzeigteiioder Befehle zur Lieferng einer Anzahl von

Lanzenspitzenenthielten. Der Ankläger bemerkte,daß das
Verhor nur« ein vorläufigessei, da die Entscheidungeines
anderen Cribunals zu erwarten sei; die Anklage, unter

welcherdie Verhastungen geschehen«lauteten auf Theilnahme
an einer hochverrätherischenVerschwöriingzum Umsturzder
britischeuRe ieruiig und zur LosreißnngJrlands von Cn land
und zur Herstellungeiner unabhängigenirischenRepubliå

Jii Kur-liessen
giebt es seit dein 29. September keinen Minister des Innern
mehr. DieBe andlung, welche der Kurfürst häufi seinen
Rätheri zu Thei werden läßt, ist eine derartige, daß iemcmd
mehr«Ministersein will. Auch der letzte Verwalter des Mi.
nistenutns des Junern hatte dieseStelle nur vorläufigange-
nommen. Trotzdem konnte er es nicht aushalten und ver-

langte mehrfachseine Entlassung, sie ivurde ihm aber stets
verweigert.

-

Zuletzter wang er seine Amtsentsetzungauf dein
in KUthEssEUMchtWest-·UlsgelpöhnlkchenWege des Krankwer-
dens. Die Stände haben in ihrer ersten Sitzung am Z« Ok-
tober die Thatsacheder MinisterlosigkeitKurhessensfestgestellt
und den Berfassungsausscluß beauftragt, über die Mittel zur
Beseitigungdieses verfassungswidrigenZustandes sofort in

Berathung zu treten.
·

Jn Deutschland haben wir schonvieles erlebt. Eine kaiser-
lose Zeit, Schiller nennt sie »dieschreckliche«,hat es schon
oft gegeben und leider befindet sich Deutschland auch heute
noch mitten in solcherkaiserlosenZeit; aber ministerlos ist,
so weit wir die Geschichtekennen, noch niemals ein Land ge-
wesen. Der gegenwärtigeKurfürst von Hessen erfreut nch
des Vorzuges, in dieserRichtung als Bahnbrecheranszutreten
Ob sein Volk und er selbst Nutzenhiervon haben wird,«muß
die Folge lehren. Jedenfalls ist die Aufgabedes Verfassungs-
ausschusseskeine leichte Er soll Mtttel kn»Vorschlagbun-

gen, um den ministerlosen Zustand zu beseitigen. Es giebt
allerdingsein einfaches Und sicheresMittel: der Kllrfütst
muß seine Minister andersbehandeln.Wird er dazu geneigt
sein? Jn Hessen scheintNiemand daran zu glauben, denn
es will sich keiner bereit sinden lassen, Minister zu werden.

Was bleibt da übrig, wenn das Land durchauseinen Mini-

ster braucht? Wir denken, unsere Leser wissenein Mittel,
welches der wiederholten-Entlassunder Minister unter sol-
chenUmständen,wie sie in Kurhessenzur Regel geworden zu

sein scheinet-,vorzuziehenist-
-


